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Nach dem misslungenen Hitler-Attentat vom 20. Juli
1944 gelangten Teile der Denkschrift in die Hände der
Gestapo, woraufhin einige, die an ihr mitgearbeitet hat-
ten, verhaftet wurden — auch wegen ihrer Kenntnis von
den Umsturzplänen. Von den Freiburgern waren dies
Dietze, Lampe und später auch der Historiker Gerhard
Ritter (1888 - 1967). Eucken wurde schweren Verhören
ausgesetzt. Dietze, Lampe und Ritter wurden später von
den Alliierten in Berlin aus der Haft befreit. Lampe erlag
den gesundheitlichen Schäden, die er während der In-
haftierung erlitten hatte.

Freiheit als zentrales Anliegen

Bei der Opposition der Freiburger Schule gegen den
Nationalsozialismus ging es immer auch um die Freiheit
als Norm wissenschaftlichen Arbeitens und als Schlüs-
selelement gesellschaftspolitischen Handelns. Warum
die Freiburger Schule zu einem Programm der Freiheit
wurde, wird durch die historische Rekonstruktion klar:
Der drohende Freiheitsverlust im universitären und spä-
ter auch im alltäglichen Leben wurde zu einem wesent-
lichen Ansporn, eine Wirtschafts- und Sozialordnung zu
entwickeln, die der Macht und dem Zwang trotzen kann.

Prof. Dr. Gerold Blümle/
Dr. Nils Goldschmidt, Freiburg
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Osterweiterung: 
Schneller EWU-Beitritt würde Probleme bereiten

m 16. April 2003 haben die Staats- und Regierung-
schefs der EU-Mitgliedsländer und der 10 EU-Bei-

trittskandidaten (8 mittel- und osteuropäische Länder —
die so genannten MOE-Länder — sowie Malta und Zy-
pern) auf dem EU-Gipfel in Athen die Beitrittsverträge
unterzeichnet. Danach soll ihr Beitritt zur EU zum 1. Mai
2004 erfolgen. Bereits heute zeichnet sich aber auch das
Bestreben dieser Länder ab, möglichst frühzeitig der
Europäischen Währungsunion (EWU) beizutreten. Als
Vorteile versprechen sie sich neben der symbolträchti-
gen Euro-Einführung und dem endgültigen Ausschalten
von Wechselkursrisiken niedrigere Zinsen und — insbe-
sondere vor dem Hintergrund der starken Handelsver-
flechtung mit der EU — schlicht auch eine Einsparung
von Transaktionskosten. Soweit die Habenseite. Auf der
Sollseite stehen allerdings der Verzicht auf eine eigen-
ständige Geld- und Wechselkurspolitik und eine Ein-
schränkung des fiskalpolitischen Spielraums, was im
Zuge des wirtschaftlichen Aufholprozesses mit der Ge-
fahr eines dauerhaften Verlusts an internationaler
Wettbewerbsfähigkeit und erheblichen Risiken für den
Fortgang des realen Aufholprozesses in den Beitrittslän-
dern verbunden sein kann.

Wirkungsweise des Balassa-Samuelson-Effekts

In den nächsten Jahren dürften die Inflationsraten in den
MOE-Ländern strukturell bedingt deutlich über dem
Durchschnitt im bisherigen Euro-Währungsraum liegen.

Zum einen wird sich der Transformationsprozess in
Richtung Marktwirtschaft verstärken, was eine weitere
Liberalisierung administrierter Preise sowie eine Erhö-
hung indirekter zugunsten einer Senkung von direkten
Steuern zur Folge haben wird. Zum anderen ist der so
genannte Balassa-Samuelson-Effekt ins Kalkül zu zie-
hen. Betrachtet man Länder mit unterschiedlichem wirt-
schaftlichen Entwicklungsstand, kommt es bei einer An-
gleichung des Lebensstandards — ein Ziel, welches mit
Hilfe verschiedenster Maßnahmen innerhalb der EU ver-
folgt wird — zu folgendem Reaktionsmuster: Handelsli-
beralisierung, steigender Wettbewerbsdruck, Know-
how-Transfer über Direktinvestitionen sowie öffentliche
Transferleistungen — die Zuweisungen aus den Struk-
tur- und Kohäsionsfonds der EU an die einzelnen Bei-
trittsländer können bis zu 4% des BIP des jeweiligen
Landes ausmachen — führen in einem Land mit Produk-
tivitätsrückstand bei den handelbaren Gütern (vor allem
verarbeitendes Gewerbe) zu rasch ansteigender Pro-
duktivität. Die damit verbundenen Ertragsverbesserun-
gen schlagen sich i.d.R. aber nicht in Preissenkungen
nieder, da die Preise sich am Weltmarktpreis der jewei-
ligen Industrieerzeugnisse orientieren. Dadurch entste-
hen Spielräume für Lohnerhöhungen, die auch entspre-
chend starke Lohnforderungen im Sektor der nicht-han-
delbaren Güter (im Wesentlichen Dienstleistungen und
Wohnungen) nach sich ziehen. Während der Lohnkos-
tenanstieg im Sektor der handelbaren Güter aber durch
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den Produktivitätsanstieg gedeckt ist, somit die Lohn-
stückkosten unverändert bleiben, gehen die Lohnerhö-
hungen im Sektor der nicht-handelbaren Güter über die
in diesem Sektor i.d.R. geringen Produktivitätszuwäch-
se hinaus, so dass es bei diesen Gütern zu einem Anstieg
der Lohnstückkosten und der Preise kommt. 

Der Balassa-Samuelson-Effekt besagt also, dass sich
im Zuge des wirtschaftlichen Aufholprozesses eine
Angleichung der Produktivitätsniveaus bei handel-
baren Gütern und der Preise für nicht-handelbare
Güter ergibt. Durch den starken Anstieg der Preise
nicht-handelbarer Güter weisen die wirtschaftlich weni-
ger entwickelten Länder während dieses Aufholprozes-
ses folglich auch eine höhere Inflationsrate auf. Dieser
Effekt ist um so stärker, je größer der Anteil der nicht-
handelbaren Güter ist. 

Empirische Ergebnisse
Gemessen am BIP pro Kopf besteht in allen MOE-
Ländern ein mehr oder minder deutlicher Rückstand
zum EU-Durchschnitt, d.h. ein entsprechendes Poten-
zial für den Balassa-Samuelson-Effekt ist gegeben.
Schon innerhalb der 12 jetzigen EWU-Länder werden die
dadurch ausgelösten Inflationsunterschiede auf Größen-
ordnungen bis zu einem Prozentpunkt geschätzt. Für die
Beitrittsländer, die sich in den nächsten Jahren in einem
massiven realwirtschaftlichen Aufholprozess befinden
dürften, wird zweifelsohne dieser strukturell bedingte In-
flationsaufschlag noch eher darüber liegen. Bisher exis-
tierende Studien gehen von teilweise über fünf Pro-
zentpunkten höheren Inflationsraten aus. Empirische
Untersuchungen zum Balassa-Samuelson-Effekt stehen
allerdings vor dem Problem der schlechten Qualität der
Dienstleistungs- und Produktivitätsstatistiken. Dies gilt
im Besonderen für die Situation in den Beitrittsländern. 

Folge für Beitrittsländer: 
Dauerhafte Wettbewerbsnachteile

Bei einem überstürzten Beitritt zur Währungsunion dürf-
ten zwangsläufig stärkere Inflationsunterschiede inner-
halb der EWU zutage treten. Zwar beeinträchtigen Preis-
steigerungen bei nicht-handelbaren Gütern nicht unmit-
telbar die internationale Wettbewerbsfähigkeit eines
Landes. Jedoch haben sie — über Substitutionsprozes-
se und da der tertiäre Sektor Vorleistungen für die Indus-
trieproduktion erbringt — mittelbar Einfluss. Ein über-
hasteter Beitritt zur Währungsunion macht sich also
zunächst primär in den Beitrittsländern selbst nachteilig
bemerkbar, die einen verfrühten Beitritt zur Währungs-
union mit dauerhaften Wettbewerbsnachteilen „bezah-
len“ müssen. Diese ergeben sich schlichtweg daraus,
dass die Inflationsraten in den MOE-Ländern (deutlich)
über dem Durchschnitt der restlichen EU-Länder liegen
dürften, sie höchstwahrscheinlich anderen Schocks wie
die „alten“ EU-Länder ausgesetzt sind und die Möglich-
keit einer Abwertung der inländischen Währung zur
Wiederherstellung der preislichen Wettbewerbsfähig-
keit nicht mehr gegeben ist. 

Folge für Eurosystem: 
Aufweichung des Stabilitätsziels
Ausgehend von einem vorgegebenen unionsweiten Sta-
bilitätsziel würden strukturell bedingt höhere Inflations-
raten in den neuen Mitgliedsländern zu einer höheren
Inflationsrate im Euroraum insgesamt führen. Allerdings
dürfte sich dieser Anstieg nur bedingt in einer restrikti-
veren Geldpolitik niederschlagen, da sich das Eurosys-
tem an einem gewichteten Durchschnitt der nationalen
Inflationsraten orientiert. Gewichtet werden die nationa-
len Inflationsraten dabei gemäß dem Anteil des jeweili-
gen Landes am Privaten Verbrauch innerhalb der Wäh-
rungsunion. Da gegenwärtig der Private Verbrauch der
MOE-Länder nur etwa 5% der Konsumausgaben in der
EWU ausmacht, ist ihr Einfluss auf die gewichtete Infla-
tionsrate des Euro-Raums aber gering. Sich verstärken-

de Wettbewerbsnachteile aufgrund höherer Inflationsra-
ten in den Beitrittsländern könnten den politischen
Druck auf das Eurosystem erhöhen, sein derzeitiges
Stabilitätsziel weniger ehrgeizig zu fassen, d.h., das
Eurosystem zu einer lockereren Zinspolitik zu veranlas-
sen. Auf seiner Sitzung am 8. Mai hat der EZB-Rat unter
anderem wegen der hier beschriebenen Problematik
eine gewisse Aufweichung des Stabilitätsziels beschlos-
sen. Danach wird jetzt eine Inflationsrate knapp unter 2%
angestrebt. Diese geringfügige Anpassung dürfte die
Glaubwürdigkeit des Eurosystems nicht gefährden und
nicht zu höheren Inflationserwartungen, höheren Kapi-
talmarktzinsen, höherer Inflation und damit einem gerin-
gerem Wirtschaftswachstum im Euroraum insgesamt
führen. Weitergehende Lockerungen sollten stets auch
die „Kosten“ höherer Inflationsraten ins Kalkül ziehen. 

Beachtung der realen Konsequenzen notwendig

Um die Probleme, die durch einen zu frühen Beitritt der
aufholenden Volkswirtschaften in die Währungsunion
entstehen können, zu vermeiden, muss die reale Kon-
vergenz, d.h. die Angleichung der realwirtschaftlichen
Strukturen in den Beitrittsländern an den EU-Standard,
stärker beachtet werden. Reale Konvergenz ist wichtig,
um die Dauerhaftigkeit der nominalen Konvergenzkrite-
rien des Maastricht-Vertrages zu garantieren. Dies
leuchtet unmittelbar ein, da bei hinreichender realer
Konvergenz strukturelle Inflationsunterschiede und da-
mit verbunden höhere Inflationsraten entfallen. Ein Bei-
tritt zur Währungsunion sollte daher im wohlverstan-
denen Eigeninteresse der Beitrittskandidaten erst bei
hinreichender realer Konvergenz erfolgen. Ein wichti-
ger Indikator ist die Angleichung der Pro-Kopf-Einkom-
men in den Beitrittsländern an den EU-Durchschnitt.
Gemessen am BIP pro Kopf in % des EU-Durchschnitts
bedarf es bei den meisten Beitrittsländern noch eines
längeren Aufholprozesses. Auch sollte den Preisen
nicht-handelbarer Güter, wie im EU-Vertrag bereits vor-
gesehen, und unterschiedlichen Produktivitäten ver-
stärkt Beachtung geschenkt werden. 

Die reale Konvergenz spielte bisher bei der Konvergenz-
prüfung faktisch keine Rolle, obwohl in der Literatur dar-
auf bereits frühzeitig hingewiesen wurde. Aufgrund des
bisherigen „Umgangs“ mit den Konvergenzkriterien ist
es auch fraglich, ob bei beitrittswilligen Ländern über-
haupt eine „buchstabengetreue“ Einhaltung der (nomi-
nalen) Konvergenzkriterien durchgesetzt werden kann
bzw. wird und ob überhaupt die reale Konvergenz Be-
achtung findet. Da aber ein hinreichendes Maß an realer
Konvergenz Voraussetzung für eine dauerhafte und
nachhaltige Erfüllung der (nominalen) Konvergenzkriteri-
en ist, sind bei einer Vorgehensweise, die der realen Kon-
vergenz bei der Auswahl der Beitrittsländer zur Wäh-
rungsunion keine Bedeutung schenkt, insbesondere
Probleme für die MOE-Länder zu erwarten. Einen über-
stürzten Beitritt zur Währungsunion ohne „Rücksicht auf
ökonomische Vernunft“ einfach politisch „durchzubo-
xen“, ist also ein äußerst riskantes Spiel und kann so we-
der im wohlverstandenen langfristigen Interesse der Bei-
trittsländer noch der bisherigen EWU-Länder liegen. 

Prof. Dr. Karlheinz Ruckriegel, Nürnberg/
Prof. Dr. Franz Seitz, Amberg-Weiden
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